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Spruch 
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IM NAMEN DER REPUBLIK 
 

Der Asylgerichtshof hat durch die Richterin Mag. Karin WINTER als Vorsitzende und den Richter Mag. Florian 
NEWALD als Beisitzer über die Beschwerde der XXXX, serbische Staatsbürgerin, gegen den Bescheid des 
Bundesasylamtes vom 6. Dezember 2008, Zl. 08 09.312-BAW, in nichtöffentlicher Sitzung zu Recht erkannt: 
 

Die Beschwerde wird gemäß §§ 3, 8 und 10 Asylgesetz 2005 (AsylG) als unbegründet abgewiesen. 

Text 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e : 
 

1.1. Der Sohn der Beschwerdeführerin stellte am 26. November 2003 einen Asylantrag. Dazu gab er im 
Wesentlichen Folgendes an: Er sei Roma und habe in Jugoslawien Probleme aufgrund seiner 
Volksgruppenzugehörigkeit gehabt. Sein Haus sei niedergebrannt worden und er habe aus Rache ebenfalls 
Häuser von anderen Bewohnern seines Heimatdorfes niedergebrannt. Wo seine Eltern und Kinder seien, wisse er 
nicht. Im Falle einer Rückkehr in seine Heimat habe er Angst vor den Dorfbewohnern. 
 

Mit Bescheid vom 25. April 2005, Zl. 03 36.505-BAW, wies das Bundesasylamt diesen Asylantrag gemäß § 7 
Asylgesetz 1997 (AsylG 1997) idF BGBl. I 126/2002 ab, erklärte gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 idF BGBl. I Nr. 
101/2003 die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Sohnes der Beschwerdeführerin "nach 
Serbien Montenegro, ausgenommen Kosovo" für zulässig und wies ihn gemäß § 8 Abs. 2 leg. cit. - ohne 
Bestimmung eines Zielstaates - aus dem Bundesgebiet aus. Die Abweisung des Asylantrages begründete das 
Bundesasylamt im Wesentlichen mit der Unglaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens und der Möglichkeit, gegen 
Übergriffe von dritter Seite Schutz bei den zuständigen staatlichen Stellen zu finden, die Zulässigkeit seiner 
Rückverbringung in den Herkunftsstaat damit, dass sich auch aus der allgemeinen Lage keine relevante 
Gefährdung ergebe. Zur Ausweisungsentscheidung hielt es fest, dass "kein Familienbezug (Kernfamilie) zu 
einem dauernd aufenthaltsberechtigten Fremden in Österreich" und auch keine Anhaltspunkte für eine sonstige 
Integration vorliegen würden. 
 

Gegen diesen Bescheid erhob der Sohn der Beschwerdeführerin fristgerecht Berufung. 
 

1.2. Die Beschwerdeführerin stellte am 1. Oktober 2008 einen Antrag auf internationalen Schutz. Bei ihrer 
Erstbefragung durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes am selben Tag gab sie im Wesentlichen an, 
serbische Staatsangehörige, Angehörige der Volksgruppe der Roma und orthodoxen Glaubens zu sein. Ihre letzte 
Wohnadresse im Herkunftsland sei in XXXX, Bezirk XXXX, gewesen. Sie sei am 29. September 2008 
gemeinsam mit ihren beiden Enkeltöchtern von zu Hause aufgebrochen und mit ihnen am 30. September 2008 
illegal in Österreich eingereist, wo sich ihr (oben angeführter) Sohn, der Vater ihrer Enkeltöchter, aufhalte. Zu 
ihren Fluchtgründen befragt, gab sie Folgendes an: "Die Serben misshandeln uns. Sie kommen in der Nacht und 
zerschlagen unsere Fenster. Sie kommen und verlangen Geld. Ich habe Angst um mich und meine Enkelkinder". 
Nachgefragt gab die Beschwerdeführerin an, von Serben misshandelt zu werden. Sie kämen immer maskiert, sie 
kenne diese Männer nicht. Im Falle der Rückkehr habe sie Angst vor den Serben und um ihre Enkelkinder. Zum 
Beweis ihrer Identität legte sie ihre am 25. Jänner 2008 in XXXX ausgestellte serbische Geburtsurkunde vor. 
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1.3. Die Enkeltöchter der Beschwerdeführerin stellten ebenso am 1. Oktober 2008 jeweils Anträge auf 
internationalen Schutz. Dazu gaben sie im Beisein ihres Vaters als gesetzlicher Vertreter bei der Erstbefragung 
durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes am selben Tag im Wesentlichen an, Serbien verlassen zu 
haben, da sie mit der Beschwerdeführerin, ihrer (väterlichen) Großmutter, mitgefahren seien. Sie hätten zu ihrem 
in Österreich lebenden Vater gewollt. 
 

1.4. Am 29. Oktober 2008 richtete das Bundesasylamt ein Erhebungsersuchen an die nichtamtliche 
Sachverständige Mag. XXXX. Darin wurden zunächst das Vorbringen der Beschwerdeführerin in ihrem sowie 
das Vorbringen ihres Sohnes in dessen Asylverfahren kurz wiedergegeben und ersucht zu ermitteln, ob die 
Angaben wahr seien. Konkret gefragt wurde, ob die Beschwerdeführerin tatsächlich in Serbien bedroht oder 
verfolgt worden sei und ob ihr Sohn im Dorf XXXX wohnhaft gewesen und von den Dorfbewohnern bedroht 
worden sei. 
 

Mit Schreiben vom 14. November 2008 teilte die Sachverständige nach Darstellung ihrer Qualifikation und 
Ausführungen hinsichtlich des herangezogenen Ermittlungshelfers im Wesentlichen mit, dass dieser zur von der 
Beschwerdeführerin angegebenen Adresse in Serbien gefahren sei. Dort wohne einer der Söhne der 
Beschwerdeführerin mit seiner Familie. Die Beschwerdeführerin habe außerdem noch einen weiteren Sohn 
sowie eine Tochter, die mit ihren Familien in Österreich leben würden. Der angetroffene Sohn habe erklärt, seine 
Mutter und seinen Bruder seit mehr als zwei Jahren nicht mehr gesehen zu haben. Nur seine Schwester, mit der 
er sich gut verstehe, komme ab und zu auf Besuch. Auf Nachfrage, ob seine Mutter oder ein anderes 
Familienmitglied jemals Probleme mit Nachbarn oder anderen gehabt hätten, habe er angegeben, dass dies nicht 
der Fall sei. Man würde mit allen gut auskommen, insbesondere mit den Nachbarn, zu denen ein sehr gutes 
Verhältnis bestehe. Auf die Frage, ob jemand seine Mutter malträtiert habe, ob Maskierte nachts Fenster 
eingeschlagen hätten, ob jemand Geld von seiner Mutter verlangt oder es andere Probleme gegeben habe, habe 
er den Kopf geschüttelt und geantwortet: "Woher haben Sie denn so einen Blödsinn? Das stimmt doch alles 
überhaupt nicht". Seine Mutter habe XXXX vor zwei Jahren verlassen, seitdem habe er nichts mehr von ihr 
gehört. Hinsichtlich des Bruders sei ihm nicht bekannt, dass dieser wieder im Dorf XXXXgelebt und schon gar 
nicht, dass ihn dort jemand bedroht habe. Die ganze Familie sei nach XXXXgezogen und seit damals nicht mehr 
dort gewesen. In XXXX habe es auch nie irgendwelche Probleme gegeben, weder mit den Nachbarn noch mit 
sonst irgendjemandem. Der Ermittlungshelfer habe anschließend das Haus in XXXX gesucht und gefunden. 
Dieses sei unbewohnt und in keinem guten Zustand. Die Nachbarin habe bestätigt, dass die Familie XXXX 
schon vor ungefähr zehn Jahren weggezogen sei. Seit damals sei das Haus unbewohnt. Davon dass das Haus 
jemals in Brand gesetzt worden sei, wisse die Nachbarin nichts. Die Familie XXXX habe immer ein gutes 
Verhältnis zu allen gehabt, es habe nie irgendwelche Probleme gegeben, es seien fleißige und anständige 
Menschen. Dem Ermittlungsergebnis wurden weiters Fotos von den zwei Häusern der Familie XXXX beigefügt. 
 

1.5. Beim Bundesasylamt am 18. November 2008 einvernommen, bejahte die Beschwerdeführerin die Frage 
zunächst, ob sie generell gesund sei und führte dann aus, dass sie "nur manchmal ein wenig Migräne" habe, 
deswegen aber schon in Serbien ausreichend behandelt worden sei. Weiter befragt, gab sie an, in XXXX und 
XXXX gelebt zu haben. Dort lebe jetzt niemand mehr, "ich kam ja her, weil mein Mann verstorben ist". Dies sei 
vor zwei Jahren gewesen, er habe zwei Herzinfarkte gehabt. Sie habe auf ihre Enkelkinder aufgepasst. Ihr in 
Österreich lebender Sohn sei deren Vater, dieser habe auch noch drei andere Kinder in Österreich von einer 
anderen Frau. Wo ihr anderer Sohn lebe, wisse sie nicht. Die Frage, wie sie in Serbien ihre Existenz habe sichern 
können, beantwortete sie dahingehend, dass sie ein Geschäft und Waren gehabt hätten. "Wir hatten alles, mir 
geht es wirtschaftlich gut in Serbien". Sie habe deswegen auch keine Witwenpension beantragt. Die Möbel im 
alten Haus in XXXX seien vor rund einem Jahr gestohlen worden, auch die Fenster. Gewohnt habe sie bis zur 
Ausreise im Haus in XXXX, das "ein gutes Haus" sei. Die Enkelkinder seien drei Jahre inXXXX zur Schule 
gegangen, dann habe sie sich nicht mehr getraut, diese zur Schule zu schicken. Auf die Frage, weshalb sie einen 
Asylantrag gestellt habe, gab sie an, "dauernd nachts erschreckt" worden zu sein. Sie hätten an die Türen 
geklopft, auch früher schon, und hätten Geld gewollt. Wer dies gewesen sei, wisse sie nicht, "die haben Masken. 
Die gingen von Haus zu Haus, haben alle verschreckt". Sie nehme an, dass auch andere bedroht worden seien, 
habe aber nicht mit den anderen Nachbarn gesprochen. Jeder schaue nur auf sich, sie seien die einzigen Roma 
dort. Auf die Frage, wie das Verhältnis zu den Nachbarn sei, antwortete sie, dass das Haus nicht im Zentrum sei. 
"Da gibt es keine Häuser rundherum". Gekommen seien die maskierten Männer immer nur nachts, seit zwei oder 
drei Jahren, jede zweite Nacht. "Sobald die kein Geld haben, kommen und holen sie Geld. Da gehen die von 
Haus zu Haus und kassieren". Einer Heimatrecherche erteilte die Beschwerdeführerin ihre Zustimmung: 
"Natürlich, Sie können alles überprüfen". Im Fall einer Rückkehr fürchte sie umgebracht zu werden. Ihre 
Tochter "leb[e] mit Papieren in Österreich". Auf Vorhalt des Ermittlungsergebnisses erwiderte die 
Beschwerdeführerin, sie lüge nicht. Nach Identifizierung des Hauses und Vorhaltes, dass "viele Häuser 
rundherum" stünden, gab sie an, nicht "rundherum", sondern "in der Nähe" gesagt zu haben. Die Familie ihres 
(nicht in Österreich lebenden) Sohnes kenne sie, "aber die lebten nicht daheim, als ich dort lebte". Auf Vorhalt, 
dass sie sich offenbar schon länger im Bundesgebiet aufhalte sei und auf Vorhalt vorläufiger 
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Sachverhaltsannahmen zur Lage in Serbien, antwortete sie, einfach nur hier bei ihrem Sohn leben zu wollen. Mit 
diesem habe sie immer Kontakt gehabt, er habe auch immer gewusst, wo sich seine Töchter aufgehalten hätten. 
Nach Österreich sei er gekommen, um zu arbeiten. Ob er in Serbien verfolgt worden sei, wisse sie nicht, sie 
selbst habe aber nichts bemerkt. 
 

2.1. Mit dem angefochtenen Bescheid wies das Bundesasylamt den Antrag der Beschwerdeführerin auf 
internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 (jeweils iVm § 2 Abs. 1 Z 13) AsylG ab, erkannte ihr 
weder den Status einer Asylberechtigten noch den einer subsidiär Schutzberechtigten zu und wies sie gemäß § 
10 Abs. 1 AsylG aus dem österreichischen Bundesgebiet nach Serbien aus. Gemäß "§ 38 Abs. 1 Z 3" AsylG 
wurde einer Beschwerde die aufschiebende Wirkung aberkannt. Nach Darstellung des Verfahrensganges hielt 
das Bundesasylamt fest, dass die Beschwerdeführerin serbische Staatsangehörige sei, der Ethnie der Roma 
angehöre und illegal in das Bundesgebiet gelangt sei. Weiters traf es umfangreiche Feststellungen zur Situation 
in Serbien, insbesondere auch zur Lage der Roma. Festgehalten wurde dabei etwa, dass die Diskriminierung der 
Roma illegal sei. Roma würden zwar nicht immer den vollen Schutz der Gesetze erhalten und seien einzelnen 
Benachteiligungen durch die Polizei ausgesetzt, die Behörden seien aber willens, ausreichend Schutz zu bieten. 
Personen, die Akte von Diskriminierung und/oder Gewalt gegen Roma setzten, würden strafrechtlich verfolgt. 
Außerdem gebe es die Einrichtung des Ombudsmannes zum Schutz der Rechte der Bürger, der Überwachung 
der öffentlichen Verwaltung und aller Individuen, deren Tätigkeit oder Untätigkeit zu einer Verletzung 
verfassungsmäßig garantierter Menschenrechte führen könnte. Begründend wurde zur Abweisung des Antrages 
auf internationalen Schutz und zur Nichtzuerkennung des Status einer Asylberechtigten im Wesentlichen 
ausgeführt, dass hinsichtlich der vorgebrachten Gefährdungssituation Beweis durch Recherche im Herkunftsland 
erhoben und dabei festgestellt worden sei, dass die Angaben im Asylverfahren durchwegs unrichtig seien. Das 
Beweisergebnis sei ihr vorgehalten worden, sie habe dieses jedoch nicht erschüttern können. Darüber hinaus 
könne sie sich gegen allenfalls bestehende Probleme mit Privatpersonen an die Sicherheitsbehörden des 
Herkunftsstaates wenden. Der genannte Vorfall stelle weiters keine derartige Intensität dar bzw. liege bereits 
mehr als eineinhalb Jahre vor der Ausreise. Das Vorbringen sei "somit offensichtlich nicht der Richtigkeit 
entsprechend", der Asylantrag stelle einen krassen Asylmissbrauch dar. Der Umstand, dass die 
Beschwerdeführerin als Analphabetin einfache deutsche Fragen verstanden habe, bestätige die Angaben des 
Sohnes in Serbien, dass sie seit zwei Jahren nicht mehr an ihrer Heimatadresse gewesen sei und halte sich 
offenbar bereits seit zwei Jahren illegal im Bundesgebiet auf. Auch habe sie erklärt, nicht zu wissen, wo sich ihr 
Sohn in Serbien aufhalte. Durch ihre Verwandten in Serbien verfüge sie außerdem über ein soziales und 
wirtschaftliches Bezugsnetz. Zur Ausweisungsentscheidung wurde festgehalten, dass die Familienangehörigen 
im Bundesgebiet nicht dauernd aufenthaltsberechtigt seien. Der konkrete legale Aufenthaltsstatus der in 
Österreich lebenden Tochter habe nicht festgestellt werden können, ein tatsächlich länger bestehendes intensives 
Familienleben zu dieser sei aber nicht behauptet worden. Die Ausweisung stelle somit keinen Eingriff in das 
Recht auf Familienleben dar, ein solches könne überdies weiterhin im Herkunftsstaat geführt werden; ein 
Eingriff in das Recht der Beschwerdeführerin auf Privatleben sei gerechtfertigt. Schließlich begründete das 
Bundesasylamt unter Hinweis auf § 38 Abs. 1 Z 2 und 5 AsylG die Entscheidung einer allfälligen Beschwerde 
die aufschiebende Wirkung abzuerkennen. 
 

2.2. Mit Bescheiden vom selben Tag wies das Bundesasylamt die Anträge der Enkelkinder der 
Beschwerdeführerin auf internationalen Schutz gemäß § 3 Abs. 1 und § 8 Abs. 1 (jeweils iVm § 2 Abs. 1 Z 13) 
AsylG ab, erkannte ihnen weder den Status von Asylberechtigten noch den von subsidiär Schutzberechtigten in 
Bezug auf den Herkunftsstaat Serbien zu und wies sie gemäß § 10 Abs. 1 AsylG aus dem österreichischen 
Bundesgebiet nach Serbien aus. Die Abweisung der Anträge auf internationalen Schutz begründete das 
Bundesasylamt mit der Unglaubwürdigkeit der vom Vater als gesetzlichen Vertreter angegebenen Fluchtgründe 
und mit der allgemeinen Lage im Herkunftsstaat, aus der sich keine Gefährdung ergebe. Zu den 
Ausweisungsentscheidungen hielt es im Wesentlichen fest, dass die Kernfamilie im selben Umfang von 
aufenthaltsbeendenden Maßnahmen betroffen sei und von einer schützenswerten Bindung zu Österreich 
aufgrund der kurzen Aufenthaltsdauer nicht gesprochen werden könne. Gegen diese Bescheide wurden 
fristgerecht Beschwerden ergriffen. 
 

3. Gegen den unter Punkt 2.1. genannten Bescheid erhob die Beschwerdeführerin fristgerechte Beschwerde, in 
welcher (zusammengefasst) vorgebracht wird, das Bundesasylamt habe "die Mindeststandards der durch die 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes normierten Ermittlungspflicht nicht eingehalten". Weiters seien 
die im angefochtenen Bescheid getroffenen, allgemeinen Feststellungen zu Serbien von "offensichtlichem 
Zweckoptimismus" geprägt. Serbien leide unter "beachtlichen" wirtschaftlichen Schwierigkeiten; ethnische 
Diskriminierung, in ihrem Fall auch rassische Diskriminierung, sei "Gang und Gebe ohne dass eine 
Verbesserung feststellbar" sei. Das Land biete keine Perspektiven, weder für junge noch für alte Menschen. Der 
Beschwerdeführerin habe jegliche Zukunftsperspektive gefehlt. "Nicht unwesentlich" sei auch gewesen, dass sie 
als Roma "jahrelanger rassistischer Verfolgung von unterschiedlicher Intensität ausgesetzt" gewesen sei. Die 
"gesellschaftliche Verachtung" sei von der Regierung nicht bekämpft, sondern sogar gefördert worden. Die 
"jahrelang erlittenen Diskriminierungen" hätten sich etwa Folgendermaßen abgespielt: Die Familie sei beim 
täglichen Einkauf "geschnitten, beschimpft, belästigt, bedroht" worden, da sie keine echten Serben, sondern 
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"Feinde des Volkes" seien. In der Schule hätten sich "unsere Leute immer Litaneien" vom Lehrer anhören 
müssen, weil man sie als "Gesindel und potentielle Verbrecher" angesehen habe. Sie seien auch beschimpft 
worden. Für arbeitslose Roma gebe es "nirgendwo" in Serbien Arbeitsplätze, weil auch die staatlichen Behörden 
die Diskriminierung kennen und leben würden. Wohnmöglichkeiten habe man auch nur in Ghettos gefunden, 
weil man sie dort staatlicherseits so gewollt habe. "Diese ständige und permanente Erniedrigung und 
Diskriminierung" sei es gewesen, die die Beschwerdeführerin letztendlich von der Notwendigkeit einer Flucht 
überzeugt habe. Die Beschwerdeführerin sei nun schon seit Jahren auf der Flucht und finde "keine Hilfe 
seelischer Natur", weil man sie "nirgendwo" wolle und sie "nirgendwo Aufnahme und Hilfe" finden könne. Mit 
dem Tod ihres Mannes sei sie ihrer "finanziellen und zugleich auch ihrer moralischen und psychischen Stütze 
beraubt" worden. Die "Hausschänder" hätten alles gestohlen, was nicht "niet- und nagelfest" sei, wozu auch die 
Lage des Hauses am Rand der Siedlung beigetragen habe. Zumeist nachts seien auch maskierte Personen 
aufgetaucht, die sich gerade die Roma-Häuser ausgesucht hätten, um dort durch Drohungen, Einschüchterungen, 
Misshandlungen Geld zu verlangen. Dies sei auch ihr "über einen Zeitraum von mehreren Jahren" widerfahren, 
weswegen sie schließlich die Flucht angetreten habe. Zu der in Serbien durchgeführten Recherche wurde 
ausgeführt, dass das Bundesasylmt sowie die "als Rechercheur bezeichnete Person offensichtlich keine Ahnung" 
und auch nicht den Willen hätten, sich mit den Sitten, Gebräuchen und moralischen Vorstellungen und 
Ansichten der Roma auseinanderzusetzen, denn sonst wäre ihnen "klar" geworden, dass "ein Roma immer 
zuerst" die Familie schütze. Wenn ein Sohn aber seine Mutter als Lügnerin hinstelle, sei dies ein "richtiger 
Tabubruch mit schwersten Konsequenzen". Es werde daher bezweifelt, dass der in Serbien lebende Sohn 
derartige Behauptungen "in Kenntnis der ihm drohenden Konsequenzen tatsächlich" gemacht habe. Weiters gebe 
es in Wirklichkeit keinen einzigen Beweis dafür, dass sich die Beschwerdeführerin schon seit zwei Jahren in 
Österreich aufhalte. Dass sie die letzten zwei Jahre nicht an ihrer Wohnadresse in Serbien gelebt habe, heiße 
noch lange nicht, dass sie sich nicht mehr im Herkunftsstaat aufgehalten habe. Die Behörde hätte zur Ansicht 
gelangen müssen, dass ihr in ihrem Heimatstaat Verfolgung im Sinne der GFK drohe. Eine Abschiebung sei 
daher unzulässig. Zur Ausweisungsentscheidung wurde schließlich noch ausgeführt, "dass die Behörde auch 
einseitig den Vorrang der Öffentlichen Interessen vor den Privatinteressen durchzieht". 
 

4. Mit (Teil-)Erkenntnis vom 12. Jänner 2009, Zl. B3 403.604-1/2009/3Z, behob der Asylgerichtshof den 
angefochtenen Bescheid in dessen Spruchteil IV. und verwies die Angelegenheit in diesem Punkt gemäß § 66 
Abs. 2 AVG iVm § 23 Abs. 1 AsylGHG zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung eines neuen Bescheides an 
das Bundesasylamt zurück. 
 

II. Der Asylgerichtshof hat erwogen: 
 

1.1. Zur Person der Beschwerdeführerin: 
 

Die Beschwerdeführerin ist serbische Staatsbürgerin und gehört der Volksgruppe der Roma an. Sie stammt 
ausXXXXa (Gemeinde XXXX) und lebte zuletzt in XXXX(Bezirk XXXX), wo die Familie jeweils Häuser 
besitzt. An Verwandten in Österreich befinden sich als Asylwerber ihr Sohn, dessen Kinder und 
Lebensgefährtin, (siehe die Erkenntnisse des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, GZ. B3 260.384-0/2008/10E 
ua. bzw. GZ. 265.787-0/2008/9E ua.). Ihre (volljährige) Tochter, die mittlerweile die österreichische 
Staatsbürgerschaft erworben hat, wohnt mit ihrer Familie in Österreich. Ein Sohn der Beschwerdeführerin lebt 
mit seiner Familie in XXXX. 
 

Die Beschwerdeführerin konnte nicht glaubhaft vorbringen, in Serbien verfolgt zu werden. 
 

1.2. Beweiswürdigung: 
 

Das Bundesasylamt stützte die Feststellungen zur Person des Beschwerdeführerin auf ihre glaubwürdigen 
Angaben, jene zur Lage in Serbien basieren auf Berichten angesehener staatlicher und nichtstaatlicher Quellen, 
denen auch in der Beschwerde - wo lediglich allgemeine Ausführungen getätigt werden, die sich zudem nicht auf 
nachvollziehbare Quellen stützen - nicht substantiiert entgegengetreten wurde. 
 

Zu Recht ging das Bundesasylamt auch von der Unglaubwürdigkeit des Fluchtvorbringens aus: Denn das 
Bundesasylamt stützte sich hierzu im Wesentlichen auf die durchgeführten Ermittlungen in Serbien, die gegen 
die Glaubwürdigkeit des von der Beschwerdeführerin Vorgebrachten sprechen. Aus Sicht des Asylgerichtshofes 
besteht kein Grund, diese Ermittlungsergebnisse in Zweifel zu ziehen. Zu bemerken ist hinsichtlich dieses 
Rechercheergebnisses zunächst, dass bereits die Aussage der Beschwerdeführerin in der Einvernahme am 18. 
November 2008, wonach niemand mehr an der Heimatadresse in XXXX wohne, nicht den Tatsachen entsprach 
(bzw. entspricht). Weiters gab der Sohn an, die Beschwerdeführerin habe XXXX vor zwei Jahren verlassen, was 
ihren Angaben entgegensteht, dass es seit zwei oder drei Jahren in XXXX jede zweite Nacht zu einem Vorfall 
gekommen sei, in dem sie jeweils involviert gewesen sei. Des Weiteren habe der Sohn die Frage, ob seine 
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Mutter oder ein anderes Familienmitglied jemals Probleme gehabt hätten, verneint, und geantwortet, dass man 
mit allen gut auskomme. Auf die Frage, ob jemand seine Mutter malträtiert habe, ob Maskierte nachts Fenster 
eingeschlagen hätten, ob jemand Geld von seiner Mutter verlangt oder es andere Probleme gegeben habe, habe 
er den Kopf geschüttelt und mit einer Gegenfrage geantwortet: "Woher haben Sie denn so einen Blödsinn? Das 
stimmt doch alles überhaupt nicht". Schließlich ist auch auf den im Rechercheergebnis festgehaltenen Eindruck 
hinzuweisen, wonach der Sohn auf die ihm mitgeteilten Ausführungen der Mutter mit großer Verwunderung 
reagiert habe. Sofern in der Beschwerde bestritten wird, dass der als Auskunftsperson herangezogene Sohn diese 
Angaben tätigte, ist zunächst auf die dem Ergebnis angefügten Bilder hinzuweisen, die belegen, dass eine solche 
Recherche tatsächlich stattgefunden hat. Davon abgesehen ist nicht ersichtlich, warum derartige Ausführungen 
des Sohnes in das Rechercheergebnis aufgenommen worden sein sollten, wenn diese entweder gar nicht oder 
anders erstattet worden seien. Dies wird auch in der Beschwerde nicht einsichtig gemacht. 
 

Abgesehen vom Ergebnis der Ermittlungen ist auf die folgenden Widersprüche bzw. Ungereimtheiten im 
Vorbringen der Beschwerdeführerin hinzuweisen, welche die Unglaubwürdigkeit ihrer Fluchtgründe zusätzlich 
verstärkt: So gab sie in der Einvernahme am 18. November 2008 an, sie ("wir") hätten die Möbel aus dem 
zweiten Haus alle entfernt, wobei sie auf Nachfrage angab, mit "wir" ausschließlich sich selbst zu meinen. Erst 
auf die Frage, ob ihr niemand beim Transport der Möbel geholfen habe, antwortete sie mit den Worten: 
"Niemand, es wurde alles gestohlen. [...] Es wurde alles gestohlen, sogar die Fenster. Deswegen kann man jetzt 
auch nicht mehr darin leben, sogar die Fenster haben sie weggenommen, nur die Türen ließen sie drinnen". Dass 
man in dem Haus deswegen nun nicht mehr wohnen könne, steht überdies (zumindest) in einem 
Spannungsverhältnis zur vorangegangenen Aussage, die leer stehenden Häuser würden nicht vermietet, da 
beabsichtigt sei, sie dereinst den Kindern zu geben (was wiederum in einem Spannungsverhältnis zum 
Vorbringen der bestehenden Gefährdung steht). Auch ist nicht nachvollziehbar, dass die Beschwerdeführerin 
trotz einer angeblich seit zwei oder drei Jahren bestehenden intensiven Gefährdung erst so spät ihre 
Heimatadresse verlässt. Ebenso erscheint nicht nachvollziehbar, warum gerade sie derart gefährdet sei, dass man 
sie sogar umbringen könne, wenn doch die maskierten Männer kein besonderes Interesse an ihrer Person gehabt 
hätten, sondern "von Haus zu Haus" gegangen seien, um Geld einzufordern. 
 

Der Asylgerichtshof schließt sich daher den Feststellungen an, die das Bundesasylamt im angefochtenen 
Bescheid getroffen hat. 
 

2. Rechtlich folgt: 
 

2.1.1. Gemäß § 23 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz (Art. 1 Asylgerichtshof-Einrichtungsgesetz BGBl. I 4/2008 idF 
BGBl. I 147/2008, in der Folge: AsylGHG) ist auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof grundsätzlich das 
AVG mit der Maßgabe sinngemäß anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff 
"Beschwerde" tritt. Gemäß § 66 Abs. 4 AVG iVm § 23 Abs. 1 AsylGHG hat der Asylgerichtshof, sofern die 
Beschwerde nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Er 
ist berechtigt, im Spruch und in der Begründung seine Anschauung an die Stelle jener des Bundesasylamtes zu 
setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuändern. 
 

2.1.2. Gemäß § 41 Abs. 7 AsylG hat der Asylgerichtshof § 67d AVG mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine 
mündliche Verhandlung unterbleiben kann, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der 
Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen 
nicht den Tatsachen entspricht. 
 

2.2.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden, der in Österreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der 
Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder Zuständigkeit eines anderen Staates zurückzuweisen ist, der Status 
des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 
Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer 
Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) droht. Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG ist der Asylantrag bezüglich der 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offen steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG) gesetzt hat. 
 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 78/1974) ist, wer sich "aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, 
Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu 
werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht 
gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes 
seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt 
ist, in dieses Land zurückzukehren." 
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Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Es kommt nicht darauf an, ob 
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft 
begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde (vgl. VwGH 19.12.2007, 
2006/20/0771). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu 
schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff 
geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das 
Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine 
Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung 
genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre 
Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt (VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 
15.3.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, dass sich der Asylwerber 
außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. Relevant kann aber nur 
eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss vorliegen, wenn der Asylbescheid (bzw. das Asylerkenntnis) 
erlassen wird; auf diesen Zeitpunkt hat die Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit maßgeblicher 
Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den genannten Gründen zu befürchten habe (vgl. VwGH 9.3.1999, 
98/01/0318; 19.10.2000, 98/20/0233). 
 

Gemäß § 3 Abs. 3 Z 1 und § 11 Abs. 1 AsylG ist der Asylantrag abzuweisen, wenn dem Asylwerber in einem 
Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen 
wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz gewährleistet werden und ihm der Aufenthalt in 
diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann ("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist 
gewährleistet, wenn in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates keine wohlbegründete Furcht nach Art. 1 
Abschnitt A Z 2 GFK vorliegen kann (vgl. zur Rechtslage vor dem AsylG zB VwGH 15.3.2001, 99/20/0036; 
15.3.2001, 99/20/0134, wonach Asylsuchende nicht des Schutzes durch Asyl bedürfen, wenn sie in bestimmten 
Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates 
in Anspruch zu nehmen). Damit ist - wie der Verwaltungsgerichtshof zur GFK judiziert, deren Bestimmungen 
gemäß § 74 AsylG unberührt bleiben - nicht das Erfordernis einer landesweiten Verfolgung gemeint, sondern 
vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den Betroffenen - mangels zumutbarer 
Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten Herkunftsstaat auswirken muss (VwGH 
9.11.2004, 2003/01/0534). Das Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer "inländischen Flucht- oder 
Schutzalternative" (VwGH 9.11.2004, 2003/01/0534) innewohnt, setzt daher voraus, dass der Asylwerber dort 
nicht in eine ausweglose Lage gerät, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann asylrelevant sein 
können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VwGH 8.9.1999, 98/01/0614, 29.3.2001, 2000/20/0539). 
 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kommt einer von Privatpersonen bzw. privaten 
Gruppierungen ausgehenden Verfolgung nur dann Asylrelevanz zu, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in 
der Lage ist, diese Verfolgungshandlungen hintan zu halten. Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates 
kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat nicht in der Lage sei, seine Bürger gegen jedwede 
Übergriffe seitens Dritter präventiv zu schützen. Entscheidend für die Frage, ob eine ausreichend 
funktionierende Staatsgewalt besteht, ist vielmehr, ob für einen von dritter Seite aus den in der 
Flüchtlingskonvention genannten Gründen Verfolgten trotz staatlichen Schutzes der Eintritt eines - asylrelevante 
Intensität erreichenden - Nachteiles aus dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 
Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er aufgrund staatlicher Verfolgung mit der 
maßgeblichen Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ihm dieser Nachteil aufgrund einer von 
dritten Personen ausgehenden, vom Staat nicht ausreichend verhinderbaren Verfolgung mit derselben 
Wahrscheinlichkeit droht. In beiden Fällen ist es ihm nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohl begründete 
Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. dazu VwGH 13.11.2008, 
2006/01/0191 mwN). 
 

2.2.2. Zunächst ist festzuhalten, dass nicht anzunehmen ist, dass die Beschwerdeführerin bereits aufgrund ihrer 
Zugehörigkeit zur Volksgruppe der Roma in Serbien Verfolgungshandlungen von im gegebenen Zusammenhang 
relevanter Intensität ausgesetzt sein wird (vgl. auch die im angefochtenen Bescheid getroffenen Feststellungen 
zur Lage der Roma). 
 

Das Fluchtvorbringen der Beschwerdeführerin wurde - wie oben unter Punkt 1.2. dargelegt - als unglaubwürdig 
qualifiziert. Im Übrigen würde auch die hypothetische Zugrundelegung des Vorbringens am Ergebnis nichts 
ändern, da nicht angenommen werden kann, dass ihr gegen eine derartige Verfolgung durch Private 
hinreichender staatlicher Schutz verweigert würde (vgl. die auch im Verfahrensgang wiedergegebenen 
Feststellungen im angefochtenen Bescheid, die sich auf den Bericht von UK Home Office aus 2007 beziehen; 
siehe auch den jüngsten Bericht aus 2008; vgl. zur Schutzgewährungswilligkeit und -fähigkeit der 
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Sicherheitsbehörden in der Republik Serbien auch für Angehörige der Volksgruppe der Roma weiters 
beispielsweise die Erkenntnisse des Asylgerichtshofes vom 4. Juni 2009, B8 261.618-2/2009/3E; vom 15. April 
2009, B1 306.514-1/2008/4E; vom 17. März 2009, B3 319.582-2/2009/2E; vom 9. März 2009, B7 402.918-
1/2008/3E; vom 18. Februar 2009, B4 256.501-2/2009/3E; vom 12. Februar 2009, B9 301.813-1/2008/3E; vom 
21. Jänner 2009, B15 403.796-1/2009/5 oder vom 8. September 2008, E5 310.784-1/2008-17E). Insbesondere 
kann nicht angenommen werden, dass ein erforderliches Schutzersuchen an die Behörden des Herkunftsortes 
offensichtlich aussichtslos und ihr ein derartiger Versuch daher nicht zuzumuten wäre (vgl. etwa VwGH 
11.6.2002, 98/01/0394). Sollte es - wovon der Asylgerichtshof aber nicht ausgeht - zum Fehlverhalten eines 
Organwalters kommen, bestünde für die Beschwerdeführerin die Möglichkeit sich etwa an den Ombudsmann 
(oder an vorgesetzte Stellen, an die Hotline für Minderheiten oder die Justizbehörden) zu wenden, um den 
erforderlichen Schutz zu erhalten respektive rechtswidriges behördliches Fehlverhalten zu korrigieren. 
Hinzuweisen ist überdies darauf, dass ein lückenloser Schutz vor privater Verfolgung naturgemäß nicht 
gewährleistet werden kann, weshalb dem Fehlen eines solchen keine Asylrelevanz zukommt (siehe VwGH 
4.5.2000, 99/20/0177; vgl. auch VwGH 13.11.2008, 2006/01/0191, demzufolge das Vorbringen, die nächste 
Polizeistation sei 30 Kilometer vom Heimatort des Beschwerdeführers entfernt und daher könne ihn die Polizei 
nicht durchgehend schützen, nicht ausreicht, um die Schutzfähigkeit der Behörden in Zweifel zu ziehen, und die 
Flüchtlingseigenschaft in der Regel zu verneinen ist, wenn der Staat bei einem "vorübergehenden oder 
einmaligen Entgleiten staatlicher Kontrolle" nachträglich mit effektiven Mitteln strafrechtlich gegen die 
Verantwortlichen vorgeht). Weiters ist angesichts des Charakters der geschilderten Bedrohungssituation durch 
Private (die wie gesagt, kein besonderes Interesse an der Beschwerdeführerin selbst gezeigt hätten, sondern 
lediglich Geld fordernd von Haus zu Haus gezogen seien) auch davon auszugehen, dass sie sich der behaupteten 
Bedrohungssituation dadurch entziehen könnte, indem sie sich in andere Teile Serbiens (etwa nach Belgrad) 
begibt. Dafür, dass der XXXXgeborenen, gesunden Beschwerdeführerin eine derartige Relokation insofern nicht 
zumutbar wäre, als sie dabei in eine Situation geriete, in der sie in ihrer Existenzgrundlage gefährdet wäre, liegen 
keine Anhaltspunkte vor. Hinzuweisen ist dabei, dass selbst wenn sie selbst nicht in der Lage sein sollte, ihren 
Unterhalt aus eigener Kraft zu finanzieren, davon auszugehen ist, dass sie Unterstützung durch ihren Sohn (über 
dessen Asylantrag ebenso entschieden wurde, vgl. Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag, GZ. B3 
260.384-0/2008/10E ua.), mit dem sie in Österreich zum Teil im gemeinsamen Haushalt gelebt hat, erfahren 
könnte. Darüber hinaus besteht auch für sie grundsätzlich die Möglichkeit der Erlangung von Sozialhilfe (vgl. 
überdies den Bericht des Auswärtigen Amtes über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in Serbien vom 22. 
September 2008, S 20f, wonach die örtlich zuständigen "Zentren für Sozialarbeit" im Einzelfall bereit sind, 
bescheidene Quartiere auf kommunale Kosten anzumieten, sofern nachweislich keine private 
Unterkunftsmöglichkeit besteht). Ihrem Vorbringen zufolge (siehe ihren Verwaltungsakt, S 93) steht ihr auch 
grundsätzlich die Möglichkeit offen eine Witwenpension zu beantragen, was sie bisher lediglich aufgrund ihrer 
guten wirtschaftlichen Situation nicht getan habe. 
 

2.3.1.1. Wird ein Asylantrag "in Bezug auf die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten" abgewiesen, so ist 
dem Asylwerber gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, "wenn 
eine Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine reale 
Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention 
bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit 
infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes mit sich bringen 
würde". Nach § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung dieses Status mit der abweisenden 
Entscheidung nach § 3 AsylG zu verbinden. 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 und 6 AsylG ist der Asylantrag bezüglich dieses Status abzuweisen, wenn eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG) offensteht oder wenn der Herkunftsstaat des Asylwerbers nicht festgestellt 
werden kann. Daraus und aus mehreren anderen Vorschriften (§ 2 Abs. 1 Z 13, § 10 Abs. 1 Z 2, § 27 Abs. 2 und 
4 und § 57 Abs. 11 Z 3 AsylG) ergibt sich, dass dann, wenn dem Asylwerber kein subsidiärer Schutz gewährt 
wird, sein Asylantrag auch in dieser Beziehung förmlich abzuweisen ist. 
 

2.3.1.2. Die Voraussetzungen dafür, einem Asylwerber subsidiären Schutz zu gewähren, unterscheiden sich im 
Ergebnis nicht von jenen, nach denen dies nach § 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 BGBl. I 76 (in der Folge: AsylG 
1997) idF der Asylgesetznovelle 2003 BGBl. I 101 (AsylGNov. 2003; entspricht § 8 AsylG 1997 in der 
Stammfassung) iVm § 57 Abs. 1 Fremdengesetz 1997 BGBl I 75 (in der Folge: FrG) zu geschehen hatte. 
(Dagegen gibt es in der neuen Rechtslage keine Entsprechung zu den Voraussetzungen nach § 8 Abs. 1 AsylG 
1997 idF der AsylGNov. 2003 iVm § 57 Abs. 2 FrG, also dem zweiten Absatz dieser fremdengesetzlichen 
Bestimmung.) Diese Bestimmung lautete in ihrer Stammfassung: "Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme bestehen, daß sie 
Gefahr liefen, dort einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe unterworfen zu werden." 
 

Durch Art. 1 BG BGBl. I 126/2002 erhielt § 57 Abs. 1 FrG seine zuletzt geltende Fassung, die wie folgt lautete: 
"Die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch 
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Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde." 
 

Die Novellenfassung unterscheidet sich mithin von der Stammfassung dadurch, dass auf die Annahme 
stichhaltiger Gründe verzichtet wurde und dass an die Stelle der Formulierung "einer unmenschlichen 
Behandlung oder Strafe oder der Todesstrafe" die Verweisung auf die entsprechenden Bestimmungen der 
Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (in der Folge: EMRK) gesetzt 
wurde. Die Erläuterungen zur Regierungsvorlage der Novelle motivieren die Änderung wie folgt (1172 BlgNR 
21. GP, 35): "Die Änderungen in § 57 Abs. 1 tragen dem Erkenntnis des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte in der Causa Ahmed versus Österreich Rechnung, dienen der Umsetzung dieses Erkenntnisses 
und entsprechen den Intentionen des Gerichtshofes. Somit ist klargestellt, dass die Zurückweisung, 
Zurückschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig ist, wenn stichhaltige Gründe für die 
Annahme bestehen, dass die Betroffenen Gefahr laufen, dort unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der 
Todesstrafe unterworfen zu werden oder dies sonst eine unmenschliche Behandlung ist." 
 

Der Verwaltungsgerichtshof geht in seiner Rechtsprechung davon aus, dass der durch die Novelle geänderte Text 
des § 57 Abs. 1 FrG das unmittelbar zum Ausdruck bringe, was er schon zur Stammfassung judiziert hatte 
(VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 19.2.2004, 99/20/0573; 28.6.2005, 2005/01/0080), dass sich mithin am Inhalt 
nichts geändert habe. Das muss auch für die Frage gelten, ob etwa dadurch, dass die Novelle die Bedrohung mit 
der Todesstrafe im Gesetzestext durch den Hinweis auf das Protokoll Nr. 6 zur EMRK über die Abschaffung der 
Todesstrafe, BGBl. 138/1985, ersetzt, zu einer Minderung des Schutzes von Fremden führen sollte, erlaubt doch 
Art. 2 dieses Protokolls "die Todesstrafe für Taten [...], welche in Kriegszeiten oder bei unmittelbarer 
Kriegsgefahr begangen werden". Zweifellos war eine solche Minderung nicht beabsichtigt (vgl. 
Putzer/Rohrböck, Asylrecht. Leitfaden zur neuen Rechtslage nach dem AsylG 2005 [2007] Rz. 197 mwN). 
 

Vergleicht man nun den so verstandenen § 57 Abs. 1 FrG mit § 8 Abs. 1 AsylG, so zeigen sich zwei 
Unterschiede: Zum einen bezieht sich § 8 Abs. 1 AsylG auch auf das Protokoll Nr. 13 zur EMRK, BGBl. III 
22/2005, zum anderen wird im zweiten Teil des § 8 Abs. 1 AsylG iW Art. 15 lit. c der Statusrichtlinie (dazu 
EuGH 17.2.2009, Elgafaji, C-465/07) wiederholt. Zum ersten Punkt ergibt sich schon aus dem zuvor Gesagten, 
dass der Schutz gegenüber § 57 Abs. 1 FrG nicht erweitert worden ist, da auch diese Bestimmung bei drohender 
Todesstrafe die Abschiebung untersagte (das Protokoll Nr. 13 erlaubt gegenüber dem Protokoll Nr. 6 die 
Todesstrafe auch nicht mehr ausnahmsweise). Zum zweiten Punkt ist festzuhalten, dass die Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofes schon zu § 57 Abs. 1 FrG davon ausgegangen ist, eine extreme Gefahrenlage, die in 
einem Staat herrscht und durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben wird - auch ohne einer 
bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten Gefahr einer Verletzung 
der durch Art. 3 EMRK gewährleisteten Rechte ausgesetzt wäre, könne der Abschiebung eines Fremden in 
diesen Staat entgegenstehen (VwSlg. 15.437 A/2000; VwGH 26.6.1997, 95/21/0294; 

6.11.1998, 97/21/0504; 18.12.1998, 95/21/1028; 18.5.1999, 96/21/0037; 25.11.1999, 99/20/0465; 8.6.2000, 
99/20/0203; 8.6.2000, 99/20/0586; 21.9.2000, 99/20/0373; 30.11.2000, 2000/20/0405; 

25.1.2001, 2000/20/0367; 25.1.2001, 2000/20/0438; 25.1.2001, 2000/20/0480; 25.1.2001, 2000/20/0543; 
21.6.2001, 99/20/0460; 

16.4.2002, 2000/20/0131; 17.9.2008, 2008/23/0588; in diesem Sinne auch VwGH 12.2.1999, 95/21/1097; 
12.4.1999, 95/21/1074; 12.4.1999, 95/21/1104; 10.5.2000, 97/18/0251; 5.10.2000, 98/21/0369; 22.3.2002, 
98/21/0004; 14.1.2003, 2001/01/0432). Dies steht im Einklang mit der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofs für Menschenrechte, der solche extreme Gefahrenlagen zumindest als wesentliches Element bei der 
Prüfung, ob die Rückführung zulässig ist, ansieht (zB EGMR 30.10.1991, Vilvarajah ua. gegen das Vereinigte 
Königreich, Z 108; 17.12.1996, Ahmed gegen Österreich, Z 44; 26.4.2005, Müslim gegen die Türkei, Z 66; 
17.7.2008, NA gegen das Vereinigte Königreich, Z 113). Auf dieser Grundlage wird auch im Schrifttum die 
Ansicht vertreten, die erste Variante des § 8 Abs. 1 AsylG decke "immer auch jene Fälle ab [...], die unter die 
zweite Variante fallen"; die im zweiten Fall angesprochenen Sachverhalte würden vom Verwaltungsgerichtshof 
unter den Schutzbereich des Art. 3 EMRK subsumiert. Im Ergebnis seien Umstände, die unter den zweiten Fall 
fielen, immer auch vom ersten Tatbestand umfasst (Putzer/Rohrböck, Asylrecht, Rz. 199). Bei diesem Befund ist 
auf die Differenzierung, die der Europäische Gerichtshof im Urteil Elgafaji zwischen den Tatbeständen des Art. 
15 lit. b (entspricht in seiner Textierung Art. 3 EMRK) und Art. 15 lit. c der Statusrichtlinie vorgenommen hat, 
nicht weiter einzugehen (vgl dazu AsylGH 11.5.2009, C5 309.519-1/2008/4E). 
 

2.3.1.3. Da somit § 8 Abs. 1 AsylG inhaltlich dem § 8 AsylG 1997 iVm § 57 Abs. 1 FrG entspricht, kann zu 
seiner Auslegung insoweit die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu diesen Bestimmungen 
herangezogen werden. Die Rechtsprechung zu § 57 FrG knüpft an jene zum inhaltsgleichen § 37 Fremdengesetz 
BGBl. 838/1992 an. Für § 57 Abs. 1 FrG idF BG BGBl I 126/2002 kann auf die Rechtsprechung zur 
Stammfassung dieser Bestimmung (BGBl I 75/1997) zurückgegriffen werden (VwGH 16.7.2003, 2003/01/0059; 
19.2.2004, 99/20/0573), mit der sie sich inhaltlich deckt. Nach der Judikatur zu (§ 8 AsylG 1997 iVm) § 57 FrG 
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ist Voraussetzung einer positiven Entscheidung nach dieser Bestimmung, dass eine konkrete, den Asylwerber 
betreffende, aktuelle, durch staatliche Stellen zumindest gebilligte oder (infolge nicht ausreichenden 
Funktionierens der Staatsgewalt) von diesen nicht abwendbare Gefährdung bzw. Bedrohung vorliege. Die 
Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der Frage 
des Asyls bestehen (VwGH 8.6.2000, 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit zurückliegen, sind 
daher nicht geeignet, eine positive Entscheidung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht besondere 
Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, 98/01/0122; 
25.1.2001, 2001/20/0011). 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 und § 11 Abs. 1 AsylG ist der Asylantrag auch in Bezug auf den subsidiären Schutz 
abzuweisen, wenn dem Asylwerber in einem Teil seines Herkunftsstaates vom Staat oder von sonstigen 
Akteuren, die den Herkunftsstaat oder einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, Schutz 
gewährleistet werden und ihm der Aufenthalt in diesem Teil des Staatsgebietes zugemutet werden kann 
("innerstaatliche Fluchtalternative"). Schutz ist gewährleistet, wenn die Voraussetzungen für die Zuerkennung 
des Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf diesen Teil des Herkunftsstaates nicht gegeben sind 
(nach der Rechtslage nach dem AsylG 1997 musste sich die Gefahr auf das gesamte Staatsgebiet beziehen; zB 
VwGH 26.6.1997, 95/21/0294; 25.1.2001, 2000/20/0438; 30.5.2001, 97/21/0560). 
 

Herrscht in einem Staat eine extreme Gefahrenlage, durch die praktisch jeder, der in diesen Staat abgeschoben 
wird - auch ohne einer bestimmten Bevölkerungsgruppe oder Bürgerkriegspartei anzugehören -, der konkreten 
Gefahr einer Verletzung der durch Art. 3 EMRK gewährleisteten (oder anderer in § 8 Abs. 1 AsylG erwähnter) 
Rechte ausgesetzt wäre, so kann dies der Abschiebung eines Fremden in diesen Staat entgegenstehen (vgl. die 
vorhin wiedergegebene Rsp. des VwGH; vgl. die Formulierung des § 8 Abs. 1 AsylG und die oben erörterte 
Abgrenzung des Schutzumfanges des Art. 3 EMRK zu Art. 15 lit. c Statusrichtlinie). Die bloße Möglichkeit 
einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird, 
genügt nicht, um seine Abschiebung in diesen Staat (unter dem Gesichtspunkt des § 57 FrG, dies ist nun auf § 8 
Abs. 1 AsylG zu übertragen) als unzulässig erscheinen zu lassen; vielmehr müssen konkrete Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.2.2001, 
98/21/0427; 20.6.2002, 2002/18/0028). 
 

Nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu § 57 FrG hat der Fremde glaubhaft zu machen, dass 
er aktuell bedroht sei, dass die Bedrohung also im Falle, dass er abgeschoben würde, in dem von seinem Antrag 
erfassten Staat gegeben wäre und durch staatliche Stellen zumindest gebilligt wird oder durch sie nicht 
abgewandt werden kann. Gesichtspunkte der Zurechnung der Bedrohung im Zielstaat zu einem bestimmten 
"Verfolgersubjekt" sind nicht von Bedeutung; auf die Quelle der Gefahr im Zielstaat kommt es nicht an (VwGH 
21.8.2001, 2000/01/0443; 26.2.2002, 99/20/0509; 22.8.2006, 2005/01/0718). Diese aktuelle Bedrohungssituation 
ist mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender Angaben darzutun, die durch entsprechende 
Bescheinigungsmittel untermauert werden (VwGH 2.8.2000, 98/21/0461). Dies ist auch im Rahmen des § 8 
AsylG 1997 (nunmehr: § 8 Abs. 1 AsylG) zu beachten (VwGH 25.1.2001, 2001/20/0011). Diese 
Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene Umstände, die in seiner Sphäre gelegen 
sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts wegen verschaffen kann (VwGH 30.9.1993, 
93/18/0214). 
 

2.3.2. Wie bereits oben ausgeführt, bestehen keine stichhaltigen Gründe für die Annahme, dass das Leben oder 
die Freiheit der Beschwerdeführerin aus Gründen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, der Zugehörigkeit zu einer 
bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre. Zu prüfen bleibt, ob es begründete 
Anhaltspunkte dafür gibt, dass durch die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung der 
Beschwerdeführerin in ihren Herkunftsstaat Art. 2 oder 3 EMRK oder das Protokoll Nr. 6 zur EMRK verletzt 
würde. Angesichts des oben unter Punkt 2.2.2. Gesagtem kann nicht erkannt werden, dass die 
Beschwerdeführerin nach einer Rückkehr nach Serbien in ihrer Lebensgrundlage gefährdet wären. Dabei ist 
insbesondere auf die gegebenen Unterkunftsmöglichkeiten, die familiären Anknüpfungspunkte sowie ihre eigene 
Aussage beim Bundesasylamt, wonach es ihnen in Serbien wirtschaftlich gut gegangen sei, hinzuweisen (vgl. 
überdies auch hier die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, wonach sich aus schlechten 
Lebensbedingungen keine Gefährdung bzw. Bedrohung im Sinne des § 57 FrG ergibt: etwa VwGH 30.1.2001, 
2001/01/0021). 
 

Aufgrund der im angefochtenen Bescheid der Beschwerdeführerin enthaltenen Länderfeststellungen kann auch 
nicht gesagt werden, dass ihre Rückkehr für sie als Zivilpersonen eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts mit 
sich bringen würde. Denn in Serbien ist eine Zivilperson nicht allein aufgrund ihrer Anwesenheit einer solchen 
Bedrohung ausgesetzt. 
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Zum gesundheitlichen Zustand der Beschwerdeführerin ist Folgendes auszuführen: Sie schilderte in ihrem 
Verfahren lediglich "manchmal" auftretende Migräne, weswegen sie aber schon in Serbien behandelt worden sei. 
Eine aus Art. 3 EMRK ableitbare Verpflichtung des Staates, von einer Rückführung der Beschwerdeführerin 
Abstand zu nehmen, ist - vor dem Hintergrund der Judikatur des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte und jener des Verfassungsgerichtshofes (siehe VfGH 6.3.2008, B 2004/07) - somit nicht 
gegeben. 
 

2.4.1. Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG 1997 hat die Behörde dann, wenn ein Asylantrag abzuweisen ist und wenn die 
Überprüfung gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 1997 ergeben hat, dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder 
Abschiebung des Fremden in den Herkunftsstaat zulässig ist, diesen Bescheid mit der Ausweisung zu verbinden. 
 

2.4.2. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach dem AsylG 2005 mit einer Ausweisung zu 
verbinden, wenn der Asylantrag abgewiesen und dem Fremden weder Asyl noch subsidiärer Schutz gewährt 
wird. Gemäß § 10 Abs. 2 AsylG 2005 ist eine Ausweisung unzulässig, wenn sie Art. 8 EMRK verletzen würde 
oder wenn dem Fremden ein nicht auf das AsylG gestütztes Aufenthaltsrecht zukommt. Würde ihre 
Durchführung aus Gründen, die in der Person des Asylwerbers liegen und die nicht von Dauer sind, Art. 3 
EMRK verletzen, so ist gemäß § 10 Abs. 3 AsylG 2005 gleichzeitig mit der Ausweisung auszusprechen, dass die 
Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben ist. 
 

2.4.3. Bei der Abwägung, die durch Art. 8 EMRK vorgeschrieben wird, stehen die Interessen des Fremden an 
seinem Verbleib im Inland, die durch Art. 8 Abs. 1 EMRK geschützt sind, dem öffentlichen Interesse an der 
Beendigung seines Aufenthaltes gegenüber. Nach dem Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes 17.3.2005, G 
78/04 ua., (S 47) zur Vorgängerbestimmung des § 10 AsylG (nämlich § 8 Abs. 2 AsylG 1997) beabsichtigt der 
Gesetzgeber, "durch die zwingend vorgesehene Ausweisung von Asylwerbern eine über die Dauer des 
Asylverfahrens hinausgehende Aufenthaltsverfestigung im Inland von Personen, die sich bisher bloß auf Grund 
ihrer Asylantragstellung im Inland aufhalten durften, zu verhindern". Dem in § 37 FrG verankerten 
Ausweisungshindernis durfte nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht die Bedeutung 
unterstellt werden, "es wäre für Fremde zulässig, sich durch die Missachtung der für die Einreise und den 
Aufenthalt von Fremden geltenden Vorschriften im Bundesgebiet ein Aufenthaltsrecht zu verschaffen" (VwGH 
22.3.2002, 99/21/0082 mwN). Nichts anderes kann aber für die durch das AsylG vorgeschriebene Abwägung 
gelten, hat doch der Verfassungsgerichtshof (zu § 8 Abs. 2 AsylG 1997) ausgesprochen (VfGH 17.3.2005, G 
78/04 ua., S 50): "§ 37 FrG legt [...] Kriterien fest, die sich auch aus der Rechtsprechung des Europäischen 
Gerichtshofes für Menschenrechte [...] zu Art. 8 EMRK in Fällen der Außerlandesschaffung eines Fremden 
ergeben und die von den Asylbehörden bei Ausweisungen nach § 8 Abs. 2 AsylG, auch wenn sie dort nicht 
genannt sind, zu beachten sind." 
 

Zu den in der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) zu Art. 8 EMRK 
entwickelten Grundsätzen zählt unter anderem auch, dass das durch Art. 8 EMRK gewährleistete Recht auf 
Achtung des Familienlebens, das Vorhandensein einer "Familie" voraussetzt. Der Begriff des "Familienlebens" 
in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und (minderjährigen) Kindern und Ehegatten, 
sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern diese Beziehungen eine gewisse Intensität 
erreichen. Als Kriterien hiefür kommen etwa das Vorliegen eines gemeinsamen Haushaltes oder die Gewährung 
von Unterhaltsleistungen in Betracht. In der bisherigen Spruchpraxis der Straßburger Instanzen wurden als unter 
dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche zwischen Enkel und Großeltern 
(EGMR 13.6.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 7.12.1981, B 9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 
1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.3.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 311) und zwischen Onkel bzw. 
Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.7.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.2.1979, 7912/77, 
EuGRZ 1981/118; EKMR 5.7.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, sofern eine gewisse 
Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 1). Das Kriterium 
einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für die Beziehung zwischen Eltern und 
erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 6.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). Ob außerhalb des Bereiches 
des insbesondere zwischen Ehegatten und ihren minderjährigen Kindern ipso iure zu bejahenden Familienlebens 
im Sinne des Art. 8 EMRK ein Familienleben vorliegt, hängt nach der ständigen Rechtsprechung des EGMR 
jeweils von den konkreten Umständen ab, wobei für die Prüfung einer hinreichend stark ausgeprägten 
persönlichen Nahebeziehung ("the real existence in practice of close personal ties") neben einem über die 
normalen gefühlsmäßigen Beziehungen hinausgehenden "Abhängigkeitsverhältnis" gegebenenfalls auch die 
Intensität und Dauer des Zusammenlebens von Bedeutung sein kann (vgl dazu VwGH 26.1.2006, 2002/20/0423 
und die dort wiedergegebene Rechtsprechung des EGMR). 
 

2.4.4.1. Es kann nicht angenommen werden, dass eine Ausweisung der Beschwerdeführerin in ihr durch Art. 8 
EMRK geschütztes Recht auf Familienleben eingreifen würde: Die Beschwerdeführerin verfügt neben einer mit 
ihr nicht im gemeinsamen Haushalt lebenden (siehe die im Akt befindlichen Abfragen des Zentralen 
Melderegisters vom 20. Juli 2009 zur Wohnadresse der Beschwerdeführerin), volljährigen Tochter an 
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Familienangehörigen in Österreich über ihren Sohn sowie dessen Kinder und Lebensgefährtin, die (mit 
Ausnahme der Tochter) alle Asylanträge bzw. Anträge auf internationalen Schutz gestellt haben. Über diese 
wurde mit Erkenntnissen des Asylgerichtshofes vom heutigen Tag in gleicher Weise entschieden und eine 
Ausweisung nach Serbien verfügt (GZ. B3 260.384-0/2008/10E ua. bzw. GZ. 265.787-0/2008/9E ua.). Ein 
Eingriff in ein bestehendes Familienleben kann daher nicht erkannt werden. 
 

2.4.4.2. Zu einer allfälligen Verletzung der Beschwerdeführerin in ihrem Recht auf Privatleben ist Folgendes 
auszuführen: Bei der Bewertung des Privatlebens spielt die zeitliche Komponente eine zentrale Rolle, da - 
abseits familiärer Umstände - eine von Art. 8 EMRK geschützte Integration erst nach einigen Jahren im 
Aufenthaltsstaat anzunehmen ist (vgl. Thym, EuGRZ 2006, 541). Ausgehend davon, dass der 
Verwaltungsgerichtshof bei einem dreieinhalbjährigen Aufenthalt im Allgemeinen von einer eher kürzeren 
Aufenthaltsdauer ausgeht (vgl. Chvosta, ÖJZ 2007/74 unter Hinweis auf die Erk. 8.3.2005, 2004/18/0354; 
27.3.2007, 2005/21/0378), ist auch im Fall der erst im Jahr 2008 eingereisten Beschwerdeführerin anzunehmen, 
dass die Aufenthaltsdauer jedenfalls zu kurz ist. 
 

2.4.4.3. Sollte aber - entgegen der Ansicht des Asylgerichtshofes - davon auszugehen sein, dass die Ausweisung 
der Beschwerdeführerin in ihr Recht auf Privat- oder Familienleben eingreifen würde, wäre ein solcher Eingriff 
jedenfalls insofern iSd Art. 8 Abs. 2 EMRK gerechtfertigt, als das öffentliche Interesse an der 
Aufenthaltsbeendigung das Interesse der Beschwerdeführerin an einem weiteren Verbleib in Österreich 
überwiegt: Denn die illegal (vgl. dazu VwGH 22.1.2009, 2008/21/0654) nach Österreich eingereiste 
Beschwerdeführerin, die in Serbien ihr bisheriges Leben verbrachte und dort über familiäre Anknüpfungspunkte 
verfügt, durfte sich in Österreich bisher nur auf Grund eines Antrages auf internationalen Schutz aufhalten, der 
zu keinem Zeitpunkt berechtigt war (vgl. mit ähnlichen Überlegungen zu Ausweisungen nach § 33 Abs. 1 FrG 
zB VwGH 20.2.2004, 2003/18/0347; 26.2.2004, 2004/21/0027; 27.4.2004, 2000/18/0257; sowie EGMR 
8.4.2008, NNYANZI v Vereinigtes Königreich, Rs 21878/06, wonach ein vom Fremden in einem Zeitraum, in 
dem er sich bloß aufgrund eines Asylantrages im Aufnahmestaat aufhalten darf, begründetes Privatleben per se 
nicht geeignet ist, die Unverhältnismäßigkeit des Eingriffes zu begründen). 
 

Weiters haben sich bezüglich der in Österreich lebenden Tochter auch keine Hinweise ergeben, dass die 
Beschwerdeführerin ein allfälliges Familienleben nicht in Serbien fortsetzen könnte, zumal den Ergebnissen der 
Ermittlungen im Herkunftsland zu entnehmen ist, dass die Tochter in den letzten Jahren durchaus in Serbien zu 
Besuch bei ihrem Bruder gewesen ist (vgl. überdies etwa EGMR 31.7.2008, Darren OMOREGIE and others v 
Norwegen, Rs 265/07, wonach die Ausweisung des Antragstellers, der während seines unsicheren Aufenthaltes 
in Norwegen als Asylwerber geheiratet und mit seiner Ehefrau ein Kind gezeugt hat, nicht gegen Art. 8 EMRK 
verstößt, wobei aus Sicht des EGMR keine unüberwindbaren Hindernisse für eine Fortsetzung des 
Familienlebens in Nigeria, dem Herkunftsstaat des Antragstellers, vorliegen). 
 

2.4.4.4. Es kann somit nicht davon ausgegangen werden, dass die Ausweisung der Beschwerdeführerin gegen 
Art. 8 EMRK verstoßen würde. 
 

2.5. Anhaltspunkte dafür, dass der Beschwerdeführerin ein nicht auf das AsylG gestütztes Aufenthaltsrecht 
zukäme, sind nicht ersichtlich. Ebenso wenig gibt es Hinweise darauf, dass die Durchführung der Ausweisung 
aus Gründen, die in ihrer Person liegen und nicht von Dauer sind, Art. 3 EMRK verletzen könnte. 
 

2.6. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. Die Durchführung einer mündlichen Verhandlung konnte gemäß 
§ 41 Abs. 7 AsylG unterbleiben. 


